Vertragsgestaltung: Unternehmenskauf

Beurkundet am …

I. Vorbemerkung

Herr B ist nach Angabe der alleinige Gesellschafter mit einem Geschäftsanteil zu 25 000 € der im Handelsregister des Amtsgerichts … unter HRB … eingetragenen Firma „B GmbH“ mit dem Sitz in …

– im folgenden als „GmbH“ bezeichnet –.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25 000 €.

Diesen Geschäftsanteil in Höhe von 25 000 € hat Herr B bei Gründung der Gesellschaft übernommen.

Der Geschäftsanteil ist nach Angabe voll einbezahlt.

Sacheinlagen waren nach Angabe nicht zu erbringen.

II. Verkauf

Herr B

– nachfolgend als „Verkäufer“ bezeichnet –

verkauft hiermit

seinen in Abschnitt I. bezeichneten Geschäftsanteil in Höhe von

25 000 € mit allen Rechten insbesondere dem Gewinnbezugsrecht ab … an

die Firma C Finanz AG mit dem Sitz in …

– nachfolgend als „Käufer“ bezeichnet –.

Zum Zeitpunkt der Zahlung der ersten Kaufpreisrate in Höhe von … € gem. Abschn. III. tritt der Verkäufer den Geschäftsanteil zu 25 000 € mit allen Rechten, insbesondere dem Gewinnbezugsrecht ab dem Übergabestichtag an den Käufer ab, welcher diese Abtretung hiermit annimmt.

III. Kaufpreis

Der Kaufpreis beträgt … €.

95% des Kaufpreises sind am Übergabestichtag zu bezahlen. Der Restbetrag von 5% des Kaufpreises ist am Übergabestichtag zu bezahlen, sofern der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 00 vorliegt.

In Ansehung des Kaufpreises in Höhe von … unterwirft sich der Käufer der sofortigen Zwangsvollstreckung in der Weise, dass eine vollstreckbare Ausfertigung des Kaufvertrages jederzeit ohne weiteren Nachweis auf Antrag des Verkäufers zu erteilen ist.

Der Verkäufer erteilt dem Käufer eine Eigenkapitalgarantie in der Weise, dass das in der Bilanz zum 31. 12. 00 ausgewiesene nominelle Eigenkapital der Gesellschaft in Höhe von 25 000 € auch zum Übergabestichtag besteht, so dass ein etwaiger aus der Bilanz zum 31. 12. 00 sich ergebender Fehlbetrag durch den Verkäufer in bar zu ersetzen ist. Der Verkäufer sichert ferner zu, dass der Käufer von der in der Bilanz zum 31. 12. 00 ausgewiesenen Pensionsrückstellung freigestellt wird. Die Rechte aus der Rückdeckungsversicherung bleiben entsprechend ebenfalls bei dem Verkäufer.

IV. Stichtag, Jahresabschlüsse

Der Verkauf und die Abtretung des Geschäftsanteiles erfolgen rein schuldrechtlich – also ohne Rücksicht auf die dingliche Wirksamkeit der Abtretung infolge der aufschiebenden Bedingung – mit Ablauf des 31. 12. 00. Der Gewinn für das ab 1. 1. 01 laufende Geschäftsjahr gebührt dem Käufer.

Der Gewinn für das Jahr 00 sowie für die Vorjahre steht ausschließlich dem Verkäufer zu, auch wenn nach den steuerlichen Vorschriften die Ausschüttung erst zu einem späteren Zeitpunkt zulässig ist. Die Körperschaftssteuerguthaben per 31. 12. 00 gebühren somit ausschließlich dem Verkäufer.

Der Verkäufer und der Käufer beauftragen übereinstimmend Herrn Steuerberater S spätestens bis zum … einen Jahresabschluss der Gesellschaft per 31. 12. 00 vorzulegen.

Die Stichtagsbilanz zum 31. 12. 00 ist nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung und Bilanzierung unter Wahrung der Bilanzkontinuität zu erstellen.

Die Kosten für die Erstellung des Stichtagsabschlusses trägt die GmbH. Der Verkäufer und der Käufer haben das Recht, die Stichtagsbilanz innerhalb von 30 Tagen zu überprüfen.

Können Meinungsverschiedenheiten über den Inhalt des Stichtagsabschlusses nicht innerhalb von zwei Monaten nach Erstellung der Stichtagsbilanz einvernehmlich beigelegt werden, kann jede Partei innerhalb eines weiteren Monats die Geschäftsstelle der Wirtschaftsprüfungskammer München um Bestellung eines Wirtschaftsprüfers (Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) als Schiedsgutachter bitten. Dessen Entscheidung ist als Schiedsgutachten gemäß § 317 BGB für beide Vertragsteile bindend. Die Kosten für das Schiedsverfahren tragen die Parteien je zur Hälfte.

Nach der für beide Parteien bindenden Feststellung der Bilanz verpflichtet sich der Käufer, den gesamten bis zum 31. 12. 00 erzielten Gewinn sowie etwaige nicht ausgeschüttete Gewinne der Vorjahre auszuschütten und die nach Abzug aller Steuern verbleibenden Ausschüttungsbeträge an den Verkäufer herauszugeben.

V. Beschaffenheitserklärungen

Der Verkäufer sichert zu, dass

–
die in Abschn. I. enthaltenen Angaben richtig sind;

–
der verkaufte Geschäftsanteil das gesamte Stammkapital der GmbH ausmacht, weitere Geschäftsanteile also nicht bestehen;

–
der verkaufte Geschäftsanteil nicht mit irgendwelchen Rechten zugunsten Dritter belastet ist;

–
er durch den heutigen Verkauf weder über sein gesamtes, noch über den wesent​lichen Teil seines Vermögens verfügt, so dass die Zustimmung des Ehegatten zu diesem Kaufvertrag nicht erforderlich ist.

Der Verkäufer sichert ferner dem Käufer zu, dass

–
der mit der Erstellung der Jahresabschlüsse zum 31. 12. 00 er beauftragte Steuerberater bestätigt, wonach die Bilanzen nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung und Bilanzierung unter Wahrung der Bilanzkontinuität erstellt worden sind bzw. werden und ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermitteln;

–
das in der vorstehenden Bilanz per 31. 12. 00 ausgewiesene Anlage- und Umlaufvermögen im Eigentum der Gesellschaft steht, nicht mit Rechten Dritter belastet ist sowie sämtliche Wirtschaftsgüter umfasst, die für den Geschäftsbetrieb der GmbH notwendig sind;

–
die in der Bilanz zum 31. 12. 00 ausgewiesenen Forderungen, soweit sie nicht wertberichtigt sind, fristgerecht erfüllt werden;

–
Warenvorräte nur dann bewertet worden sind, wenn sie nicht älter als 12 Monate sind (gerechnet ab dem Datum des Lagerzugangs), und dass für alle anderen Positionen angemessene Gängigkeitsabschläge angesetzt worden sind;

–
dass Pensionsverbindlichkeiten zum 1. 1. 01 nicht bestehen, ferner dass für alle bekannten und bei kaufmännischer Sorgfalt erkennbaren Risiken angemessene Rückstellungen gebildet wurden bzw. werden;

–
dass die Bilanz zum 31. 12. 00 ausreichende Rückstellungen für sämtliche, den Zeitraum bis zum Bilanzstichtag betreffenden Steuerverbindlichkeiten der GmbH enthält, unabhängig davon, ob die Verbindlichkeiten bei Aufstellung der Bilanz bereits entstanden oder bekannt waren;

–
dass die Preise für Lieferungen und Leistungen verlustfrei kalkuliert sind und den eingegangenen Verbindlichkeiten gleichwertige Gegenleistungen gegenüber​ste​hen;

–
dass Steuernachzahlungen aufgrund von Betriebsprüfungen für den Zeitraum bis zum 31. 12. 00 vom Verkäufer zu tragen und Steuererstattungen aus solchen Betriebs​prüfungen dem Verkäufer zu erstatten sind. Der Käufer ist jedoch verpflich​tet, den Verkäufer unverzüglich von Steuernachzahlungen zu benachrichtigen und dem Verkäufer zu gestatten, auf eigene Kosten Rechtsmittel einzulegen und die Buchführungsunterlagen einzusehen. Der Käufer darf im Falle der Kostenübernahme in dem Steuernachzahlungsverfahren keine Erklärungen ohne den Verkäufer abgeben.

Der Verkäufer sichert weiter zu, dass vom Zeitpunkt des letzten Jahresabschlusses bis zum 31. 12. 00

a)
die Geschäfte der GmbH nach ordnungsgemäßen kaufmännischen Grundsätzen geführt und keine außerordentlichen Geschäfte getätigt worden sind bzw. wer​den;

b)
Umfang und Inhalt der Geschäftstätigkeit der Gesellschaft gegenüber dem vergangenen Geschäftsjahr nicht wesentlich geändert worden sind bzw. werden;

c)
das Anlage- und Umlaufvermögen der Gesellschaft nach ordnungsgemäßen kaufmännischen Grundsätzen erhalten und ergänzt worden ist bzw. wird, der Anteil der Forderungen, die wertberichtigt werden müssen, nicht angestiegen ist bzw. ansteigt und neue Pensionsverbindlichkeiten nur im bisher üblichen Umfang begründet worden sind und werden;

d)
keine außergewöhnlichen Ereignisse eingetreten sind, die sich auf die gegenwärtige Geschäftstätigkeit oder das wirtschaftliche Ergebnis der Gesellschaft nachteilig auswirken könnten.

VI. Vertragsverzeichnis

Der Verkäufer hat dem Käufer ein Vertragsverzeichnis überreicht, das dieser Urkunde als Bestandteil beigefügt wird, und in der die Verträge der GmbH aufgeführt sind, die

–
den Absatz oder die Beschaffung betreffen,

–
nicht bis zum 31. 12. 00 ausgelaufen sind oder beendet wurden und

–
länger als 1 Jahr binden oder sonst von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung sind.

Der Verkäufer versichert,

1.
dass diese Liste vollständig ist;

2.
dass der Verkäufer keine Kenntnisse von Abrufverträgen hat, die gekündigt worden sind oder deren Kündigung beabsichtigt ist, die vorzeitig auslaufen oder deren Erneuerung nicht geplant ist, was dazu führen könnte, dass der Käufer Lagerbestände übernehmen müsste, die nicht mehr verkauft werden könnten;

3.
dass die GmbH nicht an Verträge mit dem Verkäufer oder dem Verkäufer nahestehenden Personen oder Unternehmen gebunden ist, soweit derartige Verträge nicht in der Liste aufgeführt sind;

4.
die GmbH nicht an Verträge mit Geschäftsführern, Angestellten, Beratern oder sonstigen Personen gebunden ist, die nicht in der Liste aufgeführt sind;

5.
die GmbH nicht an Verträge gebunden ist, die aufgrund der Veräußerung der Anteile an der Gesellschaft von Dritten gekündigt, geändert oder ergänzt werden können, soweit derartige Verträge nicht in der Liste aufgeführt sind;

6.
die GmbH über sämtliche öffentlich-rechtlichen Genehmigungen oder Erlaubnisse verfügt, die zur Fortführung des Geschäftsbetriebs der GmbH erforderlich sind, diese Genehmigungen oder Erlaubnisse nicht zurückgenommen oder widerrufen worden sind und auch keine Umstände vorliegen, welche der Rücknahme oder den Widerruf dieser Genehmigungen und Erlaubnisse befürchten lassen und dass der Geschäftsbetrieb der GmbH in Übereinstimmung mit diesen Genehmigungen oder Erlaubnissen geführt wird;

7.
die Gesellschaft weder an Rechtsstreitigkeiten, an Verfahren vor staatlichen Gerichten oder Behörden noch an Verfahren vor Schiedsgerichten beteiligt ist, soweit derartige Verfahren nicht in der Liste aufgeführt sind.

VII. Verdeckte Gewinnausschüttung

Der Verkäufer versichert weiter, dass keine verdeckten Gewinnausschüttungen (maßgebend sind die steuerlichen Bestimmungen hierzu) bis zum 31. 12. 00 erfolgt sind bzw. erfolgen werden.

VIII. Haftung

Ist eine der in Abschn. V.–VII. gegebenen Zusicherungen ganz oder teilweise unrichtig, kann der Käufer den Kaufpreis angemessen mindern. Der Rücktritt von diesem Vertrag oder Schadensersatz und Nachbesserung wegen Nichterfüllung sind ausdrücklich ausgeschlossen. Der Käufer kann das Minderungsrecht jedoch nur geltend 
machen, falls er zuvor den Verkäufer schriftlich aufgefordert hat, ihn innerhalb von 10 Kalendertagen nach Zugang der Aufforderung so zu stellen, wie er stehen würde, wenn die Zusicherung richtig gewesen wäre und diese Frist, gleich aus welchem Grunde, fruchtlos verstrichen ist. Sofern im Falle eines Minderungsrechtes über die angemessene Kaufpreisminderung innerhalb von drei Monaten keine Einigung erzielt wird, ist jeder Vertragsteil in entsprechender Anwendung der Regelung gem. Abschn. IV. Ziff. 1) a. E. berechtigt, die Geschäftsstelle der Wirtschaftsprüfungskammer München um die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers (Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) als Schiedsgutachter zu bitten. Die letzte Entscheidung ist als Schiedsgutachten gem. § 317 BGB für beide Vertragsteile für den Umfang der Kaufpreisminderung bindend. Garantien, mit Ausnahme der Mindestkapitalgarantie gemäß Abschnitt III. wurden vom Verkäufer nicht gegeben.

Jegliche Sachmängelhaftung für Gegenstände, die zum Gesellschaftsvermögen zählen, wird ausgeschlossen. Für Warenvorräte gelten die gesetzlichen Sachmängelbestimmungen.

Ist eine der in Abschn. V.–VII. gegebenen Zusicherungen ganz oder teilweise unrichtig, kann der Käufer eine Minderung des Kaufpreises nur geltend machen innerhalb einer Frist von zwei Jahren, gerechnet ab dem Stichtag vom … und zwar auch dann, wenn dem Käufer die unrichtige Zusicherung erst nach diesem Zeitpunkt bekannt wurde.

Ansprüche des Käufers setzen ein Verschulden des Verkäufers, seiner Organe oder Erfüllungsgehilfen nicht voraus.

Der Käufer ist verpflichtet, den Verkäufer unverzüglich schriftlich zu unterrichten, falls Dritte irgendwelche Ansprüche gegen den Käufer oder die GmbH geltend machen oder androhen, die zu einer Haftung des Verkäufers nach Abschn. VIII. führen könnten. Der Käufer hat dann dem Verkäufer alle sachdienlichen Unterlagen zugänglich zu machen und alle sachdienlichen Auskünfte zu erteilen sowie dem Verkäufer Einsicht in die Bücher und Schriften der Gesellschaft zu gewähren, soweit dies erforderlich ist, um die Berechtigung der geltend gemachten oder angedrohten Ansprüche zu beurteilen.

Die Parteien werden sich hierbei zur Abwehr derartiger Ansprüche verständigen. Dem Verkäufer ist in angemessener Weise Gelegenheit zu geben, sich an der Abwehr dieser Ansprüche zu beteiligen.

Für Gewährleistungsansprüche mit Bezug auf allfällige Steuer- oder Sozialbeitragsforderungen gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen.

IX. Zustimmung, Vorkaufsrecht

Alle Vertragsteile als derzeitige alleinige und künftige Gesellschafter erteilen zu den in der Urkunde enthaltenen Abtretungen ihre Zustimmung und bestätigen, dass keine Vorkaufsrechte und dergl. ausgeübt werden.

X. Wettbewerbsverbot/Beratervertrag

Der Verkäufer verpflichtet sich, ab 1. 1. 01 nicht in Deutschland auf dem Geschäftsgebiet der GmbH sowie des Käufers tätig zu sein bzw. tätig zu werden. Er verpflichtet sich überdies, sich an keinem Unternehmen, welches in Deutschland im Geschäftsbereich der GmbH und des Käufers tätig ist, direkt oder indirekt zu beteiligen, sofern aus einer solchen Beteiligung eine Konkurrenzsituation zur GmbH oder zum Käufer entstehen könnte.

Der Verkäufer verpflichtet sich, für jede Verletzung dieses Wettbewerbsverbotes eine Konventionalstrafe im Betrag von 100 000 € zu bezahlen. Die Bezahlung der Konventionalstrafe befreit nicht von der Einhaltung dieses Vertrages. Die Geltendmachung eines höheren Schadens bleibt vorbehalten.

Der Käufer schließt gleichzeitig mit diesem Kaufvertrag einen Beratervertrag mit der vom Verkäufer und dessen Ehefrau gegründeten AB Consulting GmbH mit dem Sitz in ….

XI. Weitere Anstellungsverträge

Wirksamkeitsbedingung für den in dieser Urkunde geschlossenen Kaufvertrag sind ferner, dass ein Geschäftsführervertrag mit Herrn P zum 31. 12. 00 zustande kommt und ein weiterer Mitarbeiter rekrutiert wird.

XII. Kosten, Abschriften

Die Kosten dieser Urkunde und eine etwa anfallende Erwerbsteuer trägt der Käufer. Eine etwa gemäß § 17 EStG anfallende Steuer für die Veräußerung trägt der Verkäufer selbst.

Zum Vermögen der GmbH gehört nach Angabe kein Grundbesitz.

Von dieser Urkunde erhalten jeder Vertragsteil und die GmbH eine beglaubigte Abschrift. Das Finanzamt – Körperschaftssteuerstelle – und Herr Steuerberater S erhalten je eine einfache Abschrift, das Registergericht erhält lediglich Anzeige gemäß § 40 GmbHG.

XIII. Schlussbestimmungen

Der Verkäufer ist nach seiner Angabe gleichzeitig Geschäftsführer der GmbH. Als solcher nimmt er vom Übergang der Geschäftsanteile gemäß § 16 GmbHG für die GmbH Kenntnis. Gleichzeitig erklärt der Verkäufer, dass er mit seiner Abberufung als Geschäftsführer einverstanden ist, ebenso mit der Fortführung der Firma.

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden.

An Stelle der unwirksamen Bestimmung soll dann eine wirksame Bestimmung gelten, die der ungültigen möglichst wirtschaftlich nahe kommt. Bei Vorhandensein von Lücken gilt dies entsprechend.

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, soweit keine notarielle Beurkundung erforderlich ist. Auf das Erfordernis der Schriftform kann nur schriftlich verzichtet werden.

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft, soweit dies zulässig ist.

XIV. Hinweise

Vom Notar wurde insbesondere darauf hingewiesen,

–
dass der Käufer für nicht erbrachte Geldeinlagen und die Fehlbeträge nicht voll​wertig geleisteter Sacheinlagen des Verkäufers unbeschränkt haftet;

–
auf die Bedeutung der vereinbarten Bedingung;

–
dass bei einem Verkauf sämtlicher Geschäftsanteile der Verkäufer für den rechtlichen Bestand der veräußerten Geschäftsanteile (§ 437 BGB) und für die Richtigkeit der gemachten Angaben haftet.

XV. Anlage

Die Bilanz für das Vorjahr wird als Anlage dieser Urkunde beigefügt und den Beteiligten zur Kenntnisnahme vorgelegt und von diesen auf jeder Seite unterschrieben.

Vorgelesen vom Notar …
















